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Einleitung: Hintergrund und Ziel des Papiers 
2010 haben die drei Eidgenössischen Kommissionen im Suchtbereich – die Eidg. Kommission für Dro-
genfragen (EKDF), die Eidg. Kommission für Alkoholfragen (EKAL) und die Eidg. Kommission für Ta-
bakprävention (EKTP) – Bericht und Leitbild „Herausforderung Sucht“ (Steuergruppe 2010) veröffent-
licht. Ziel der gemeinsamen Publikation war, Wege hin zu einer zukunftsfähigen Suchtpolitik für die 
Schweiz aufzuzeigen und so die Vier-Säulen-Politik, wie sie im Betäubungsmittelgesetz verankert ist 
(BetmG 2008), und das bewährte Würfelmodell (psychoaktiv.ch) weiterzuentwickeln. Der Bericht be-
leuchtet umfassend die Situation in den Säulen „Prävention“ und „Schadensminderung“, weniger ein-
gehend betrachtet er hingegen die Säule „Behandlung und Therapie“ und praktisch gar nicht die Säule 
„Marktregulierung und Repression“. 
 
Hier setzt die Grundposition der NAS-CPA an: Durch die Analyse der Marktmechanismen des Drogen-
marktes (bzw. der Drogenmärkte) werden die damit verbundenen Probleme identifiziert (Kapitel 2). 
Dabei geht es in erster Linie um die Analyse und Betrachtung der Auswirkungen des illegalen Markts 
und drogenpolitischer Massnahmen auf die Konsumierenden: im Hinblick auf ihre Gesundheit, aber 
auch auf ihre soziale Integration etc. In zweiter Linie geht es um die Auswirkungen auf Dritte und die 
Gesellschaft – sei es auf die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die öffentliche Gesundheit oder die 
Kosten für die Volkswirtschaft und die Sozialwerke. Dazu werden verschiedene Modelle der Marktre-
gulierung auf einem Kontinuum zwischen absolutem Verbot und totaler Liberalisierung von psychoakti-
ven Substanzen eingeordnet, auf dem auch die schweizerische Drogenpolitik verortet werden kann. 
Das Papier definiert dabei die Marktregulierung als Summe aller rechtlich festgelegten regulativen 
Massnahmen, und die Repression als Instrument zu deren Durchsetzung (vgl. auch Kapitel 2.2).  
 
Aufbauend auf dieser Analyse und orientiert an der suchtpolitischen Grundposition der NAS-CPA 
(2007) haben sich die Mitgliedsorganisationen der NAS-CPA auf vier Ziele für die Drogenpolitik geei-
nigt (Kapitel 3). 
 
In einem weiteren Teil wird der Blick geöffnet: Es werden mögliche Vor- und Nachteile alternativer For-
men der Marktregulierung zwischen absolutem Verbot und totaler Liberalisierung psychoaktiver Sub-
stanzen ermittelt (Kapitel 4). Dabei wird auch auf die wechselseitigen Zusammenhänge zwischen ver-
schiedenen drogenpolitischen Massnahmen im Rahmen der unterschiedlichen Regulierungsmodelle 
hingewiesen. Um die Möglichkeiten und Wirkungen verschiedener marktregulierender Modelle zu il-
lustrieren, wird vereinzelt auch auf legale Suchtmittel (Tabak, Alkohol) Bezug genommen. Ebenso 
werden punktuell internationale Beispiele und Erfahrungen aufgegriffen. 
 
Aus den analytischen Erkenntnissen werden schliesslich – in Verbindung mit den festgelegten Wir-
kungszielen – inhaltliche und strategische Empfehlungen zuhanden von Politik und Praxis für den zu-
künftigen Umgang mit (heute) illegalen Suchtmitteln abgeleitet (Kapitel 5). Bei den diskutierten Model-
len und Empfehlungen handelt es sich um Lösungsvorschläge für den risikoarmen Konsum von Be-
täubungsmitteln. Für die Substanzabgabe an Kranke und Abhängige sind die gesetzlichen Grundla-
gen bereits vorhanden und liegen deshalb nicht im Fokus der Empfehlungen, auch wenn sie noch 
nicht in jedem Fall dem Gesetz gemäss umgesetzt werden bzw. die bestehende Gesetzgebung aus 
medizinischer Sicht durchaus weiter optimiert werden könnte. 
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1 Einbettung: Schweizerische Viersäulenpolitik und internationale Drogenpo-
litik 

1.1 Viersäulenpolitik 

Seit der Teilrevision des Betäubungsmittelgesetzes 2008 (Inkrafttreten 2010/2011, vgl. BetmG 2008) ist 
die auf den Bereichen Prävention, Therapie, Schadensminderung und Repression / Marktregulierung 
beruhende Viersäulenpolitik in der schweizerischen Suchtpolitik verankert. Die vier Säulen haben fol-
gende Funktionen:  
 

• „Die Säule Prävention  trägt zur Verringerung des Drogenkonsums bei, indem der Einstieg in 
den Drogenkonsum und die Suchtentwicklung verhindert werden. 

• Die Säule Therapie  trägt zur Verringerung des Drogenkonsums bei, indem sie den nachhalti-
gen Ausstieg aus der Sucht ermöglicht bzw. auf die Erhaltung dieser Möglichkeit hinwirkt. Zu-
dem fördert sie die soziale Integration und die Gesundheit der behandelten Personen. 

• Die Säule Schadensminderung  trägt zur Verringerung der negativen Folgen des Drogenkon-
sums auf die Konsumierenden sowie indirekt auch auf die Gesellschaft bei, indem sie einen 
individuell und sozial weniger problematischen Drogenkonsum ermöglicht. 

• Die Säule Repression und Marktregulierung  trägt mit geeigneten regulativen Massnahmen 
zur Durchsetzung des Verbots von illegalen Drogen dazu bei, die negativen Folgen des Dro-
genkonsums für die Gesellschaft zu vermindern.“ (BAG 2013a). 

 
Das schweizerische Betäubungsmittelgesetz ist ein föderales Gesetz, dessen Vollzug in erster Linie in 
der Verantwortung der Kantone liegt. Dies ermöglicht es zwar, auf kantonale Herausforderungen mit 
massgeschneiderten und erfolgversprechenden Lösungen zu reagieren. Der kantonale Vollzug kann 
aber aus gesamtschweizerischer Sicht zu einer uneinheitlichen – im schlimmsten Fall widersprüchlichen 
– Drogenpolitik führen, was z.B. zur Folge hat, dass nicht allen Suchtkranken in allen Kantonen gleich-
wertige Möglichkeiten für Therapien und schadensmindernde Massnahmen zur Verfügung gestellt wer-
den.  
 
Das Massnahmenpaket des Bundes zur Verminderung der Drogenprobleme (MaPaDro) definiert das 
drogenpolitische Engagement des Bundes (BAG 2006). Seit 2006 wird das dritte Massnahmenpaket 
umgesetzt, das 2012 bis Ende 2016 verlängert wurde. Mit der Umsetzung betraut sind die Sektion 
Drogen des Bundesamtes für Gesundheit (BAG), das Bundesamt für Polizei (fedpol) und das Bundes-
amt für Justiz (BJ). Das MaPaDro legt neben den Massnahmen zu den vier Säulen auch Querschnitts-
aufgaben zur Unterstützung und Koordination der übrigen drogenpolitischen Akteure fest.  

 

Kostenverteilung in der Viersäulenpolitik 

Zur Verteilung der Kosten auf die vier Säulen gibt es nur sehr wenige Daten. Schätzungen gehen aber 
davon aus, dass das Schwergewicht auf der Säule der Marktregulierung / Repression liegt: Repressive 
Massnahmen (zu denen Massnahmen aus den Bereichen Polizei, Justiz, Strafanstalten und anderen 
strafrechtlichen Institutionen zählen) sind heute für zwei Drittel (65%) aller Kosten von drogenpolitischen 
Massnahmen in der Schweiz verantwortlich. Auf Prävention und Forschung entfallen gut 4%, auf The-
rapien (ambulante und stationäre Behandlungen) rund 26% und auf niederschwellige Massnahmen der 
Schadensminderung und Überlebenshilfe 5% der Kosten (vgl. Jeanrenaud et al. 2005). 
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1.2 Internationale Einbettung der Viersäulenpolitik  

Die Schweizerische Viersäulenpolitik bewegt sich innerhalb der Vorgaben verschiedener UNO-Konven-
tionen. Dies sind: das Einheitsübereinkommen von 1961 (weltweite Kontrolle des legalen Handels von 
Betäubungsmitteln, Einteilung aller abhängigkeitserzeugenden Substanzen in verschiedene Listen), Zu-
satzprotokoll von 1972 (Ergänzung der repressiven Massnahmen zur Reduktion des Angebots mit Mas-
snahmen zur Behandlung und Rehabilitation d.h. mit Massnahmen zur Verminderung der Nachfrage), 
Psychotropenabkommen von 1971 (Kontrolle der psychoaktiven Substanzen), Übereinkommen gegen 
den unerlaubten Verkehr mit Betäubungsmitteln und psychotropen Stoffen von 1988 (Willensausdruck 
der Staatengemeinschaft zur verstärkten Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Drogenprobleme) 
(Ledermann et al. 2006). 
 
Aufgrund der vielfältigen Probleme im Zusammenhang mit Drogenkonsum, -handel und -anbau orien-
tieren sich immer mehr Staaten weg vom lange dominierenden verbotsorientierten Ansatz, hin zu per-
missiveren Ansätzen. Dabei zeigt sich, dass die UNO-Konventionen durchaus Handlungsspielraum für 
neue Lösungen (z.B. Entkriminalisierung des Besitzes, schadenmindernde Angebote) bieten (Bewly-
Taylor / Jelsma 2012, akzept e.V. 2012, S. 21f.). Bei der nachfolgenden Betrachtung des Kontinuums 
der Marktregulierung (siehe Kapitel 2) wird jeweils darauf verwiesen, ob die jeweiligen Massnahmen mit 
diesen Konventionen konform sind. 
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2 Marktregulierung 

2.1 Grundzüge des Drogenmarkts 
Der Markt illegaler Betäubungsmittel unterliegt einigen zentralen mikroökonomischen Grundsätzen, 
die im Folgenden skizziert werden.  
 
Grundsätzlich gilt die Annahme „Angebot und Nachfrage regeln den Preis“ auch für den illegalen Dro-
genmarkt. Allerdings wird dieses Prinzip bei einigen Substanzen und Konsumformen stark durch eine 
gewisse Inelastizität der Nachfrageseite geprägt: Die Nachfrage nach illegalen psychoaktiven Sub-
stanzen reagiert insgesamt weniger auf Preisschwankungen, da der Konsum – insbesondere im Falle 
einer Abhängigkeit – nicht auf einer im ökonomischen Sinne rationalen Entscheidung beruht, die sich 
ausschliesslich am Preis orientiert. Und auch nichtabhängige Konsumierende werden von Motiven 
zum Konsum getrieben, die oft höher bewertet werden als der Preis der Substanz. Wird das Angebot 
z.B. durch Sicherstellungen verknappt, kann dies zwar zu einer Preissteigerung führen. Diese wird 
aber die Nachfrage nicht deutlich verringern. In diesem Fall kann die Angebotsverknappung zu höhe-
ren Gewinnen bei den Händlern führen. In der Praxis erfolgt der Preisanstieg aber oft nicht real, son-
dern wird von den Händlern durch eine zusätzliche Reduzierung des Wirkstoffgehalts pro verkaufte 
Einheit (Streckung) erwirkt. Da die Konsumierenden unvollständig über die faktische Preissteigerung 
informiert sind, sind die Auswirkungen auf die Nachfrage gering. Der Schweizer Markt zeichnet sich 
bezüglich Nachfrage, Angebot und Preis durch eine weitgehende Stabilität aus, da die nachgefragten 
Substanzen unabhängig vom Grad der Repression in genügender Menge und in einem relativ engen 
Preisband gehandelt werden (vgl. fedpol 2013). Stehen verschiedene, in ihrer Wirkung vergleichbare 
Substanzen zur Verfügung, verschiebt sich die Präferenz der Konsumierenden zum jeweils preislich 
günstigeren Angebot. Diese Flexibilisierung des Marktes wird zurzeit im übrigen Europa im Bereich 
des Konsums von Stimulantien beobachtet (vgl. EMCDDA/Europol 2013).  
 
Die Angebotsseite zeichnet sich grundsätzlich durch eine grosse Anpassungsfähigkeit und Dynamik 
aus. Der „Balloneffekt“ beschreibt z.B. das Phänomen, dass sich die Drogenproduktion durch polizeili-
che Massnahmen, Sicherstellungen, Strafverfolgung etc. zwar von einem Ort vertreiben lässt, die Pro-
duktion dann jedoch an einem anderen Ort wieder auflebt (ähnlich wie bei einem Luftballon, bei dem 
die Luft nicht entweicht, sondern lediglich verschoben wird, wenn an einer Stelle Druck auf den Ballon 
ausgeübt wird). Die Illegalität, kombiniert mit der konstanten Nachfrage, führt dazu, dass sich auf dem 
Drogenmarkt immense Gewinne erzielen lassen. Das hat erstens zur Folge, dass das Geschäft für die 
organisierte Kriminalität attraktiv ist, und kann zweitens dazu führen, dass massive Gewalt im Kampf 
um die Vormachtstellung auf diesem Markt eingesetzt wird (Stichwort „Drogenkrieg“ zwischen Kartel-
len). 
 
Eine weitere Besonderheit risikoreicher Märkte wie dem Betäubungsmittelschwarzmarkt ist, dass das 
erhöhte wirtschaftliche Risiko (drohende strafrechtliche Verfolgung, plötzliche Verknappung der ver-
käuflichen Menge durch Beschlagnahmungen etc.) auch höhere Profiterwartungen nach sich zieht. 
Dies führt dazu, dass – wie oben bereits erwähnt – unabhängig vom zum Verkauf stehenden Angebot 
konstant hohe Preise veranschlagt werden. Eine weitere Konsequenz ist, dass jene, die am Ende der 
Handelskette stehen und die Substanzen auf der Strasse direkt an die Konsumierenden verkaufen, in 
der Regel aus Gruppen mit sehr niedrigem gesellschaftlichem und wirtschaftlichem Status rekrutiert 
sind und somit weiter marginalisiert werden (vgl. akzept e.V. 2012, S. 88f.). Der „Deal“ auf der Strasse 
ist mit dem ständigen Risiko verbunden, polizeilich und strafrechtlich verfolgt zu werden, wirft gleich-
zeitig jedoch vergleichsweise geringe Gewinne ab. Der Grossteil der Gewinne wird aus exorbitanten 
Margen erwirtschaftet, welche Gross- und Zwischenhändler den Betäubungsmitteln auferlegen (vgl. 
z.B. Flury 2010b, S. 35). 
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2.2 Das Kontinuum der Marktregulierung 
Das folgend beschriebene Kontinuum der Marktregulierung zeigt, vom totalen Verbot bis zur totalen 
Liberalisierung ohne jegliche regulierende Eingriffe, Abstufungen staatlicher Eingriffe in einen Markt 
auf. In der Realität kommt die totale Liberalisierung als einer der Pole der Marktregulierung kaum vor. 
Theoretisch kann dieses Modell auf jeden Markt und die Regulierung jedes Produkts angewendet wer-
den. Im Verständnis des vorliegenden Papiers wird das Kontinuum der Marktregulierung aber aus-
schliesslich auf die gemäss Betäubungsmittelgesetz verbotenen psychoaktiven Substanzen angewen-
det. Marktregulierende Massnahmen in der Drogenpolitik sind damit ein Kontinuum staatlicher Ein-
griffe in Anbau, Handel, Besitz und Konsum psychoaktiver Substanzen: 
 
Das totale Verbot  einer psychoaktiven Substanz, in dessen Rahmen sowohl der Konsum, als auch 
der Besitz, der Handel und der Anbau bzw. die Produktion verboten sind, stellt den umfassendsten 
staatlichen Eingriff im Spektrum der Regulierungsmöglichkeiten dar.  
 

Im Falle einer Entkriminalisierung des Konsums  ist zwar der Handel weiterhin verboten, der Konsum, 
die dazugehörigen Vorbereitungshandlungen, der Besitz sowie der Anbau werden jedoch unter be-
stimmten Bedingungen nicht juristisch verfolgt (vgl. BAG 2013b: S. 119). 
 
Im Rahmen der Legalisierung bzw. Reglementierung sind Besitz und Konsum einer Substanz grund-
sätzlich erlaubt. Produktion und Vertrieb können jedoch weiterhin vom Staat kontrolliert und Gesetzen 
unterworfen werden (vgl. OFDT 2013). 
 
Bei einer totalen Liberalisierung wird jedes juristische Verbot des Konsums, des Besitzes und des 
Handels (Kauf, Verkauf, Überlassung) mit einer Substanz aufgehoben (vgl. OFDT 2013).  
 
Abbildung 1: Kontinuum der Marktregulierung 

 
 
 

(Totales) Verbot  Entkriminalisierung  Reglementierung /  
Legalisierung 

(Totale) Liberalisie-
rung 

Konsum: verboten Konsum: verboten, aber 
nicht straffrechtlich ver-
folgt, zusätzlich zeitliche 
und örtliche Einschrän-
kungen möglich 

Konsum: erlaubt, aber 
z.B. zeitliche und örtliche 
Einschränkungen mög-
lich 

Konsum: erlaubt, nicht 
staatlich reguliert 

Besitz: verboten Besitz: verboten, aber 
nicht strafrechtlich ver-
folgt 

Besitz: erlaubt, staatliche 
Regulierung möglich 

Besitz: erlaubt, nicht 
staatlich reguliert 

Anbau / Produktion: 
verboten 

Anbau / Produktion: teil-
weise erlaubt, aber staat-
lich reguliert 

Anbau / Produktion: teil-
weise erlaubt, aber staat-
lich reguliert 

Anbau / Produktion: er-
laubt, nicht staatlich re-
guliert 

Handel: verboten Handel: verboten Handel: erlaubt, aber 
staatlich reguliert 

Handel: erlaubt, nicht 
staatlich reguliert 

 

Ausmass der Marktregulierung Ausmass der Marktregulierung 
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Repressive Massnahmen 

Unter „Repression“ werden polizeiliche, ordnungspolitische und juristische Massnahmen verstanden, 
die zur Bekämpfung der Verstösse gegen das Betäubungsmittelgesetz eingesetzt werden (BAG 2013b: 
S. 43). Repressive Massnahmen sind in diesem Sinne als Instrument zur Umsetzung bzw. Durch-
setzung der rechtlich festgelegten Marktregulierung en zu verstehen und können – ausser bei der 
totalen Liberalisierung – im ganzen Spektrum der Marktregulierung zum Einsatz kommen. Dabei nimmt 
das Ausmass und die Intensität der repressiven Massnahmen (und der dazugehörenden Sanktionen) 
von links nach rechts tendenziell ab. 
 

2.3 Verortung der Schweiz im Kontinuum der Marktreg ulierung 
Ausgehend vom geltenden Betäubungsmittelgesetz kann erörtert werden, wo die Schweiz in Bezug 
auf die Regulierung illegaler Betäubungsmittel auf dem Kontinuum der Marktregulierung anzusiedeln 
ist: zwischen dem staatlichen Verbot und der Entkriminalisierung. 
 
Abbildung 2: Verortung der Schweiz auf dem Kontinuum der Marktregulierung 

 
 
 

(Totales) Verbot  Entkriminalisierung  Reglementierung /  
Legalisierung 

(Totale) Liberalisie-
rung 

 
- Konsum: Der Konsum von Betäubungsmitteln ist in der Schweiz grundsätzlich verboten (Art. 

19a). Im September 2012 hat das Parlament einem Ordnungsbussenverfahren für den Can-
nabiskonsum zugestimmt. Dieser bleibt juristisch zwar verboten, anstelle einer Verzeigung 
kann bei Erwachsenen der Verstoss gegen Artikel 19a nun jedoch mit einer Ordnungsbusse 
(100 Franken) geahndet werden (Art. 28b), sofern die geringfügige Menge von 10 Gramm 
nicht überschritten wird (Art. 19b Abs. 2).1 

- Besitz:  Der Besitz von Betäubungsmitteln ist ebenfalls grundsätzlich verboten (Art. 19a Abs. 
1). Es gibt allerdings entkriminalisierende Regelungen: So ist nicht strafbar, wer nur eine ge-
ringfügige Menge eines Betäubungsmittels für den Eigenkonsum besitzt oder diese zur Er-
möglichung des gleichzeitigen und gemeinsamen Konsums einer über 18-jährigen Person ab-
gibt (Art. 19b Abs. 1). 

- Anbau/Herstellung:  Der Anbau bzw. die Herstellung von Betäubungsmitteln ist grundsätzlich 
verboten (Art. 8 Abs. 1, Art. 19 Abs. 1). Der Bund kann Ausnahmebewilligungen für die wis-
senschaftliche Forschung, die Arzneimittelentwicklung oder die beschränkte medizinische An-
wendung erteilen (Art. 8 Abs. 5). Letztere bildet eine Ausnahme vom totalen Verbot, da be-
stimmte Verwendungen von Betäubungsmitteln vom Gesetz explizit vorgesehen werden. 

- Handel:  Der Handel (inkl. Import) mit Betäubungsmitteln ist verboten (Art. 8 Abs. 1, Art. 19 
Abs. 1). Der Bund kann Ausnahmebewilligungen für die wissenschaftliche Forschung, die Arz-
neimittelentwicklung oder die beschränkte medizinische Anwendung erteilen (Art. 8 Abs. 5).  

 

2.4 Kriterien für die Anwendung marktregulierender Modelle auf psychoaktive Sub-
stanzen 

Das Kriterium für die Anwendung marktregulierender Modelle in der Schweiz ist heute der Legalstatus: 
Die Mehrheit der psychoaktiven Substanzen/Drogen unterliegt in allen Bereichen (Konsum, Besitz, 

                                                      
1 Hinweis: Das Verfahren tritt per 01.10.2013 in Kraft. 

Ausmass der Marktregulierung 
CH 
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Anbau/Herstellung, Handel) einem Verbot und ist damit illegal. Ausnahmen sind wie oben ausgeführt 
für die Bereiche Forschung, Arzneimittelherstellung und medizinische Anwendung möglich. Andere 
psychoaktive Substanzen wie Alkohol und Tabak hingegen, unterliegen keinem umfassenden Verbot, 
sondern werden durch Modelle geregelt, die dem Bereich Reglementierung/Legalisierung zuzuordnen 
sind. Einen Überblick über die in der Schweiz tatsächlich umgesetzten Regulierungsmassnahmen zur 
Beschränkung von Konsum und Angebot legaler und illegaler psychoaktiver Substanzen sowie von 
Medikamenten gibt ein Papier der Eidg. Kommission für Drogenfragen (EKDF 2013). 
 
Der heutige Legalstatus der einzelnen – legalen und illegalen – psychoaktiven Substanz ist auf histori-
sche Entwicklungen, kulturelle Einstellungen (Wertvorstellungen) sowie auf politische Aushandlungs-
prozesse zurückzuführen. Dass die Problemlast (Schadenspotential) und der Legalstatus einer Sub-
stanz dabei nicht unbedingt in Zusammenhang stehen, zeigt beispielsweise die Befragung von Fach-
leuten durch Spinatsch (2004, S. 9ff): Der legalen Substanz Alkohol wird von den Experten auf indivi-
dueller und gesellschaftlicher Ebene eine höhere Problemlast zugeschrieben als den illegalen Sub-
stanzen Kokain und Cannabis.  
 
Um das Niveau der Marktregulierung für eine Substanz festzulegen, wird heute – im Zuge der evi-
denzbasierten Politik – vermehrt empfohlen, sich von der historisch begründeten Zuordnung ihres Le-
galstatus weg zu bewegen und zu wissenschaftlich begründeten Modellen, die sich am Schadenspo-
tential der verschiedenen Substanzen orientieren, überzugehen (zum Thema der kohärenten Politik 
für illegale und legale Substanzen vgl. Pompidou group 2011). Im Folgenden wird ein solches Modell 
näher vorgestellt. 
 
In einer Studie des britischen Independent Scientific Committee on Drugs entwickeln David Nutt und 
Co-Autoren (2010) ein Modell, das aufgrund einer so genannten multikriteriellen Entscheidungsana-
lyse das Schadenspotential von legalen und illegalen Rauschmitteln (am Beispiel Grossbritannien) er-
rechnet. Die Forscher bewerten 20 Substanzen anhand von 16 Kriterien, die abbilden, welchen Scha-
den die Substanz insgesamt für die Konsumierenden und für Dritte verursacht. Die 16 Kriterien umfas-
sen: die Sterblichkeit, die direkt auf den Konsum der Substanz zurückzuführen ist (Letalität der Sub-
stanz), die Sterblichkeit, die indirekt (z.B. durch Unfälle, Folgeerkrankungen) auf den Konsum der 
Substanz zurückzuführen ist, der gesundheitliche Schaden, der direkt auf den Konsum der Substanz 
zurückzuführen ist (z.B. Leberzirrhose), der gesundheitlicher Schaden, der indirekt auf den Konsum 
der Substanz zurückzuführen ist (z.B. durch sexuell übertragbare Krankheiten), das Abhängigkeitspo-
tential, die Beeinträchtigung mentaler Funktionen, die direkt auf den Konsum der Substanz zurückzu-
führen ist (z.B. Psychosen), die Beeinträchtigung mentaler Funktionen, die indirekt auf den Konsum 
der Substanz zurückzuführen ist (z.B. Stimmungsschwankungen), der Verlust von materiellem Vermö-
gen (z.B. Beruf, Wohnung), der Verlust von sozialen Beziehungen, direkte und indirekte Verletzungen 
Dritter, der direkte oder indirekte Beitrag der Substanz zur Verübung von Verbrechen, zu Umweltschä-
den, zu familiären Schwierigkeiten und zu international verursachtem Schaden (z.B. Förderung von 
organisiertem Verbrechen), die wirtschaftlichen Kosten (z.B. für das Gesundheitssystem) sowie die 
Folgen für die Gesellschaft (z.B. Verlust sozialen Zusammenhalts). Das Modell zeigt, dass Heroin, 
Crack und Metamphetamin (Meth oder Crystal) den höchsten Schaden für den individuellen Konsu-
mierenden verursachen, während Alkohol, Heroin und Crack am schädlichsten für Dritte sind. Insge-
samt wird für Alkohol, mit 72 Punkten auf einer Skala von 100, das höchste Schadenspotential errech-
net, gefolgt von Heroin (55) und Crack (54). Tabak (Skalenwert 26) verursacht einen ähnlichen Scha-
den wie Kokain (27). Cannabis erreicht in dieser Berechnung ein Schadenspotential im Wert von 20 
Punkten; der Wert für Benzodiazepine, die in vielen ärztlich verschriebenen Beruhigungs- und Schlaf-
mitteln enthalten sind, liegt bei 15 Punkten.  
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Weitere Modelle beziehen sich auf ähnliche (wenn auch weniger umfassende) Kriterien zur Berech-
nung des Schadenspotentials und kommen zu einem vergleichbaren Resultat (siehe z.B. van Amster-
dam et al. 2010: akute Toxizität, chronische Toxizität, Suchtpotential, sozialer Schaden, Nutt et al. 
2007: akuter, chronischer und intravenöser Schaden, Intensität des Rausches, psychologische Ab-
hängigkeit, sozialer Schaden, Vergiftung, Gesundheitskosten). Aus diesen Kriterien folgt auch, dass 
die Einschätzung der Schadenspotentiale für jedes Land differenziert betrachtet werden muss, da sich 
die Ergebnisse – abhängig etwa vom Gesundheitssystem oder gesellschaftlichen Voraussetzungen – 
von Land zu Land unterscheiden können (vgl. z.B. Cannabisberichte der EKDF 1999 und 2008, Risi-
koanalyse in den Niederlanden für die Substanzen Psilocin und Psilocybin, CAM 2000; Kosten-Nut-
zenanalyse für die gängigsten Substanzen in Frankreich, Bourgain et al. 2012). 
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3 Ziele der NAS-CPA für die schweizerische Drogenpo litik 

Die Suchtpolitische Grundposition der Nationalen Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS-CPA 2007) 
hält unter anderem fest, dass sich eine Suchtpolitik am Gefährdungsgrad bzw. Schadenspotential für 
Individuum und Gesellschaft orientieren und zum Ziel haben muss, menschliches Leid und gefährden-
des Verhalten zu verhindern und zu vermindern. Dabei respektiert und unterstützt die Suchtpolitik ei-
nerseits das betroffene Individuum sowie deren Angehörige und trägt andererseits den Bedürfnissen 
der Gesellschaft nach Schutz und Sicherheit Rechnung. Insbesondere verfolgt eine Suchtpolitik im 
Sinne der NAS-CPA auch die Förderung und den Schutz der Kinder und Jugendlichen.  
 
Die übergeordneten Ziele der NAS-CPA für die schweizerische Drogenpolitik, die sich aus diesen 
Grundsätzen ergeben, bestehen darin, 1) Personen und 2) die Gesellschaft bestmöglich vor möglichen 
negativen Folgen von Konsum, Anbau und Handel psychoaktiver Substanzen zu schützen.  
 
Davon ausgehend ergeben sich die folgenden vier konkreten Ziele für die Drogenpolitik der Schweiz:  
 

1. Die körperliche und seelische Gesundheit sowie d ie soziale Integration der Konsumie-
renden verbessern.  Dazu gehört ausdrücklich auch, die Qualität psychoaktiver Substanzen zu 
kontrollieren und zu verbessern.  
 

2. Im öffentlichen Raum die Sicherheit vergrössern,  und die Sichtbarkeit von Anbau, Kon-
sum und Handel psychoaktiver Substanzen vermindern.  

 
3. Die negativen Folgen des Zugangs zum illegalen M arkt von Betäubungsmitteln vermin-

dern.  
 

4. Den Zugang der Kinder und Jugendlichen zu Drogen  vermindern (Kinder- und Jugend-
schutz).  
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4 Marktregulierende Massnahmen und ihre Wirkungen a uf Individuum und 
Gesellschaft 

Im Folgenden werden die oben genannten Ziele dahingehend untersucht, wie sie sich im Rahmen ver-
schiedener Modelle aus dem Kontinuum der Marktregulierung erreichen lassen. Dabei werden, wo an-
gebracht, auch weiterführende Zusammenhänge der marktregulierenden Modelle mit Massnahmen und 
Zielen aus den Bereichen der Prävention, der Schadensminderung, der Repression sowie der Therapie 
und Behandlung betrachtet.  
 
Den folgenden Ausführungen ist vorauszuschicken, dass das perfekte System der Marktregulierung 
nicht existiert bzw. dass die Marktregulierung nicht alle heute bestehenden Probleme lösen kann. So ist 
beispielsweise zwar damit zu rechnen, dass ein reguliertes System geringere Anreize für illegalen Han-
del bietet, dass aber auch ein regulierter Markt von illegalen Händlern umgangen werden kann und der 
Kontrolle mittels repressiver Massnahmen bedarf, wenn auch wohl in einem geringeren Umfang. Ange-
sichts der zahlreichen Dysfunktionalitäten der heutigen Drogenpolitik scheint es aber trotzdem wichtig, 
diese zu reflektieren und nach Verbesserungsmöglichkeiten zu suchen. 
 

4.1 Körperliche und seelische Gesundheit sowie sozi ale Integration der Konsumie-
renden verbessern 

Für die physische Gesundheit der Konsumierenden ist es erstens entscheidend, dass psychoaktive 
Substanzen keine gesundheitsgefährdenden Beimischungen, die von Produzenten zur „Streckung“ des 
Produkts beigefügt werden, enthalten und ihr Wirkstoffgehalt bzw. Reinheitsgrad gleichbleibend und 
damit kalkulierbar ist. Eine punktuelle Überprüfung der Zusammensetzung einer Substanz können Sub-
stanzkontrollen, die etwa in Diskotheken oder Drogenkonsumräumen (sogenannten Fixerstuben) ange-
boten werden, leisten. Der Beitrag solcher Screenings zur Gesundheit der Konsumierenden bleibt je-
doch auf wenige Konsumierende beschränkt und ist kurzfristiger Art. Diese Kontrollen setzen erst dann 
an, wenn sich die Substanzen bereits auf dem Markt befinden. Formen der Marktregulierung, in deren 
Rahmen sich die Qualität psychoaktiver Substanzen bereits vor dem Markteintritt kontrollieren lässt, 
sind die Reglementierung/Legalisierung und in geringerem Masse auch die Liberalisierung. Im Rahmen 
der Liberalisierung können Gesundheits- und Sicherheitsrichtlinien, wie sie etwa für Lebensmittel oder 
Medikamente gelten, auch auf die frei produzierbaren und frei verkäuflichen psychoaktiven Substanzen 
angewendet und stichprobenartig durch staatliche Behörden überprüft werden. Im Rahmen der Legali-
sierung/Reglementierung besteht die Möglichkeit, psychoaktive Substanzen ausschliesslich durch 
staatlich lizenzierte und überwachte Stellen produzieren und anbieten zu lassen (vgl. akzept e.V. 2012, 
S. 28ff). Hier könnten Qualitätskontrollen bereits bei der Produktion ansetzen bzw. auf das einge-
schränkte Angebot leichter angewendet werden.  
 
In letztgenanntem Modell kann zudem eine Registrierungspflicht für Kundinnen und Kunden eingeführt 
werden, die zwar auf der einen Seite eine bessere Begleitung und Überwachung der Konsumierenden 
ermöglicht, auf der anderen Seite aber auch vom Kauf in einer dieser Stellen abschrecken könnte, was 
wiederum zur Bildung eines Schwarzmarkts führen könnte.  
 
Zweitens entscheiden neben der Qualität einer Substanz auch die Umstände des Konsums über die 
Gesundheit der Konsumierenden. So sind z.B. in der Stadt Bern mit der Etablierung von Fixerstuben, 
in denen Substanzen in einem kontrollierten, sicheren Umfeld konsumiert werden können und steriles 
Injektionsmaterial zur Verfügung steht, die Todesfälle, die auf Drogenkonsum zurückzuführen sind, um 
50% gesunken, und die Zahl der HIV-Infektionen unter Konsumierenden um 80% (vgl. GREA 2012, S. 
1). Der Austausch von gebrauchten gegen sterile Spritzen und die Einrichtung von Fixerstuben ist in 
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allen in Kapitel 2 vorgestellten Formen der Marktregulierung möglich. Generell lassen sich schadenmin-
dernde Massnahmen leichter bei legalisiertem oder liberalisiertem Konsum umsetzen als bei einem 
Verbot. Auf diesen Vorteil liberaler gegenüber restriktiver Regulierungsmodelle verweist auch die Pub-
likation der Global Commission on Drug Policy (GCDP 2013) zur epidemischen Verbreitung von Hepa-
titis C. 
 
Drittens können Beratungs- und Therapieangebote einen Beitrag zur körperlichen und seelischen Ge-
sundheit sowie zur sozialen Integration der Konsumierenden leisten. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Konsumierenden über die bestehenden Angebote informiert und zur Teilnahme motiviert werden kön-
nen. Dies wiederum gelingt nur dann, wenn Sozialarbeitende/Streetworker/Suchtfachleute die Konsu-
mierenden erstens erreichen und diese zweitens nicht aus Angst vor einem Strafverfahren vor Unter-
stützungsangeboten zurückschrecken. Auf dem Kontinuum der Marktregulierung sind diese Vorausset-
zungen bei denjenigen Formen gegeben, bei denen der Konsum von psychoaktiven Substanzen erlaubt 
bzw. entkriminalisiert ist. Bei einem Konsumverbot hingegen, sind der Schutz der Gesundheit und die 
soziale Integration gefährdet bzw. schwieriger zu gewährleisten. 
 

4.2 Im öffentlichen Raum Sicherheit erhöhen und Sic htbarkeit vermindern 

Um ihre Sichtbarkeit im öffentlichen Raum einzuschränken und die Sicherheit sowie das Sicherheits-
empfinden Dritter zu erhöhen, können Konsum und Angebot von psychoaktiven Substanzen verboten 
werden. Ein Verbot des Konsums in der Öffentlichkeit , sei es örtlich und zeitlich begrenzt oder un-
begrenzt, ist im Rahmen aller Formen der Marktregulierung möglich – ausser bei totaler Liberalisierung. 
Selbst für legale Substanzen kann ein Konsumverbot im öffentlichen Raum erlassen werden. So ist 
beispielsweise jeglicher Konsum der grundsätzlich legalen Substanz Alkohol im öffentlichen Raum 
(Strassen, Parks etc.) in vielen spanischen Städten und Regionen zu jeder Zeit verboten und wird mit 
einer Busse bestraft. Ein weiteres Beispiel ist das Rauchverbot in Gastronomiebetrieben und öffentli-
chen Orten wie Bahnhöfen oder Schulen. Wird der Konsum im öffentlichen Raum nicht geduldet, erhöht 
dies die Sicherheit und das Sicherheitsempfinden Dritter. Die Durchsetzung eines Konsumverbots in 
der Öffentlichkeit kann – unabhängig von der angewendeten Form der Marktregulierung – wiederum mit 
unterschiedlicher Intensität verfolgt werden. Je nach Prioritätensetzung und verfügbaren Mitteln kann 
der Gesetzgeber z.B. nur eine stichprobenartige Überprüfung des öffentlichen Konsumverbots durch 
die Polizei oder aber auch eine dauerhafte Polizeipräsenz veranlassen. Je repressiver die Durchsetzung 
des Konsumverbots gehandhabt wird, desto mehr polizeiliche und juristische Ressourcen werden be-
nötigt. Eine stark repressive Durchsetzung eines Konsumverbots ist mit erheblichem Ressourcenein-
satz auf Seiten der Polizei und der Justiz verbunden. 
 
Für das Verbot von Drogenhandel im öffentlichen Raum  gelten die gleichen Grundsätze wie für den 
Konsum. Der Verkauf einer Substanz, sei es in der Öffentlichkeit oder an bestimmten Orten, kann auch 
dann eingeschränkt oder verboten werden, wenn es sich im Grundsatz um einen legalen Markt handelt 
(z.B. Verkaufsverbot von Alkohol in Fussballstadien oder Tankstellenshops). Eine intensive Kontrolle 
und Durchsetzung des Verbots im öffentlichen Raum ist auch hier mit einem hohen Ressourceneinsatz 
verbunden. 
 
Ein weiteres Mittel, um die Sichtbarkeit des Konsums in der Öffentlichkeit einzuschränken besteht darin, 
Drogenkonsumräume (Fixerstuben) einzurichten, in denen Substanzen in einem risikominimierenden 
Umfeld und ohne die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit konsumiert werden können (siehe Abschnitt 
4.1). Drogenkonsumräume sind im Rahmen jeder Form der Marktregulierung möglich. 
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Über die Verdrängung des Konsums  aus dem öffentlichen Raum hinaus geht die Einrichtung kontrol-
lierter Produktionsgemeinschaften, durch die auch der Handel  in den privaten Raum verlegt wird. Dis-
kutiert und praktiziert wird diese Lösung derzeit vor allem in Bezug auf Cannabis. So fordert beispiels-
weise der Kommandant der jurassischen Kantonspolizei, Olivier Guéniat, die Entkriminalisierung von 
Cannabiskonsum und -produktion im Rahmen autorisierter Produktionsgemeinschaften, um den Han-
del mit Cannabis aus dem öffentlichen Raum zu verdrängen und die frei werdenden polizeilichen Res-
sourcen auf andere Substanzen und auf den Jugendschutz konzentrieren zu können (siehe Abschnitt 
4.2, vgl. Guéniat 2012, S. 4). Als weitere Vorteile nennt Guéniat die Möglichkeit, dass Präventions- 
und Beratungsangebote gezielt bei den registrierten Mitgliedern der Produktionsgemeinschaften plat-
ziert werden können, dass der THC-Gehalt der angebauten Produkte behördlich kontrolliert werden 
und der Cannabis-Einkaufstourismus verhindert werden kann, und dass weitere Mittel für die Präven-
tion generiert werden können, indem von den Produktionsgemeinschaften eine Gebühr eingezogen 
wird. Private, nichtkommerzielle Cannabis-Produktionsgemeinschaften für volljährige Mitglieder (soge-
nannte Cannabis Social Clubs) gibt es in Spanien seit 2002. Als Vorteile haben sich unter anderen ge-
ringere Einnahmen für den Schwarzmarkt, zusätzliche Steuereinnahmen, die kontrollierte Qualität von 
Cannabisprodukten und die Vereinbarkeit mit bestehenden UN-Verträgen herausgestellt (vgl. Barriuso 
Alonso 2011, S. 1). Cannabis Social Clubs gibt es ebenfalls in den Niederlanden und in Belgien. Ihre 
Einrichtung entspricht auf dem Kontinuum der Marktregulierung einer Entkriminalisierung von Konsum 
und Anbau (im Rahmen autorisierter Gemeinschaften). Legalisiert wurde der Konsum von Cannabis in 
den US-Bundesstaaten Colorado und Washington. Colorado erlaubt den Anbau von bis zu sechs 
Pflanzen für den Eigenbedarf. In Washington ist geplant, den Anbau für Personen mit einer ärztlichen 
Verordnung zu erlauben. Colorado hat Lizenzsysteme für die legale Produktion und den Handel ein-
geführt, Washington plant ähnliche Regelungen. Die Legalisierung bezieht sich dabei in beiden Staa-
ten auf Erwachsene, für Minderjährige bleibt Cannabis verboten (vgl. Walsh 2013, S. 1). 

  
Was den öffentlichen Raum betrifft, so ist neben der Sichtbarkeit von Konsum und Handel psychoaktiver 
Substanzen auch die physische Sicherheit ein relevantes Thema. Ein zentrales Stichwort ist hier die 
Beschaffungskriminalität: Der Umstand, dass Suchtkranke nicht einfach vom Kauf einer Substanz ab-
sehen können, wenn ihnen das Geld hierfür fehlt, sondern sie aufgrund ihrer Abhängigkeit grosse, auch 
kriminelle, Anstrengungen unternehmen, um das nötige Geld zu beschaffen (Diebstahl, Überfälle etc.). 
Generell ist die Beschaffungskriminalität in der Schweiz seit den 1970er Jahren deutlich zurückgegan-
gen, was insbesondere auf die Einführung von Drogensubstitutionsprogrammen  zurückgeführt wer-
den kann (vgl. Killias 2009, S. 1f.). Drogensubstitutionsprogramme als medizinische Massnahme sind 
ebenfalls mit jeder Form der Marktregulierung vereinbar. Darüber hinaus bringt neben dem oben er-
wähnten Konsum auch der illegale Handel in der Öffentlichkeit – wie in Kapitel 2.1 erwähnt – Sicher-
heitsprobleme, insbesondere Gewalt, mit sich. 
 

4.3 Negative Folgen des Zugangs zum illegalen Markt  von Betäubungsmitteln verrin-
gern 

Ein bestehender Ansatz, um die negativen Folgen des Zugangs zu psychoaktiven Substanzen zu min-
dern, ist deren Verbot . Allerdings besteht die Nachfrage nach psychoaktiven Substanzen unabhängig 
von ihrer Illegalität, da sie sich nur für einen Teil der nichtabhängigen Konsumierenden durch legale 
Rauschmittel ersetzen lassen, und abhängige Konsumierende nicht frei über Konsum oder Nichtkon-
sum entscheiden können. Daher bildet sich in der Regel bei Illegalstatus einer psychoaktiven Substanz 
ein Schwarzmarkt, auf dem diese erhältlich ist, und der für die Drogenhändler und -produzenten mit 
einem grossen Gewinnpotential verbunden ist. Das Substanzverbot muss daher mit polizeilichen Mas-
snahmen wie Kontrollen, Razzien und Beschlagnahmungen durchgesetzt und durch die Bekämpfung 
internationaler Kriminalität unterstützt werden.  
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Betrachtet man die Wirksamkeit von Verboten und ihrer Durchsetzung durch Massnahmen der Repres-
sion aus einer internationalen Perspektive wird deutlich, dass „das Ziel, Produktion und Handel von 
illegalen Drogen zu vermindern, nicht erreicht wurde“ und dass „Kontrollmassnahmen lediglich einen 
geringfügigen Effekt auf das weltweite Drogenangebot“ haben (Trautmann 2010, S. 18). Zudem haben 
restriktive Vorgehensweisen zur Durchsetzung des Drogenhandelsverbots – erhöhte Polizeiinterventio-
nen inklusive – das Ausmass der Gewalt im Umfeld von Drogenmärkten (Stichworte Drogenkrieg, or-
ganisierte Kriminalität, Kartelle) bisher nicht eindämmen können. Im Gegenteil: Die Metaanalyse von 
Werb et al. (2011, S. 87) deutet darauf hin, dass ein Drogenhandelsverbot und seine restriktive Durch-
setzung zu erhöhter Gewalt durch Schusswaffen und einer höheren Anzahl von Tötungsdelikten bei-
trägt, weshalb für die Senkung der Gewalt rund um Drogenmärkte andere Regulierungsmodelle not-
wendig sind. Die Global Commission on Drug Policy empfiehlt deshalb, „staatliche Modellversuche für 
eine gesetzliche Reglementierung von Drogen [zu] fördern, um die Macht des organisierten Verbre-
chens zu untergraben und die Gesundheit und Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten. 
Diese Empfehlung gilt insbesondere für Cannabis, doch wir [Mitglieder der Kommission] unterstützen 
auch weitere Versuche zur Entkriminalisierung und gesetzlichen Reglementierung (…).“ (GCDP 2011, 
S. 2).  
 
In Bezug auf die Schweiz lässt sich ebenfalls feststellen, dass es bisher kaum gelungen ist, den illegalen 
Handel mit psychoaktiven Substanzen nennenswert einzuschränken. Zwar ist es sehr schwierig, die 
angebotene Menge verlässlich zu erheben. Sicherstellungsdaten können aber wichtige indirekte Indi-
katoren für die Verfügbarkeit von illegalen Betäubungsmitteln auf dem Schwarzmarkt sein. Hierbei ist 
aber zu beachten, dass diese Daten stark von der Tätigkeit von Zoll- und Polizeibehörden sowie einzel-
nen Zufallsfunden abhängen können (vgl. Flury 2010, S. 12.). In der Schweiz wurden in den vergange-
nen Jahren wachsende Mengen an Kokain sichergestellt. Die Sicherstellungen von Heroin waren nach 
dem Heroinboom in den 1990er Jahren zwar rückläufig, haben sich in den vergangenen Jahren jedoch 
stabilisiert (vgl. Flury 2010a, S. 12). 
 
Ein staatliches oder staatlich lizenziertes Monopol  auf dem Verkauf von psychoaktiven Substanzen 
ist ein weiterer Ansatz, um die Zugänglichkeit zu Betäubungsmitteln mit dem Ziel zu regulieren, die 
negativen Folgen ihres Konsums zu mindern. Auf dem Kontinuum der Marktregulierung ist dies im Be-
reich der Legalisierung bzw. Reglementierung anzusiedeln. Natürlich besteht auch bei einem staatli-
chen Verkauf die Gefahr, dass sich ein illegaler Markt ausbildet – besonders, wenn die staatlich festge-
legten Preise über den Weltmarktpreisen des Schwarzmarktes liegen. Gegenüber dem Angebot des 
illegalen Strassenhandels bietet eine staatlich kontrollierte Abgabe für die Konsumierenden jedoch auch 
grosse Vorteile, da sie den Kontakt mit möglicherweise wenig vertrauenswürdigen Dealern vermeiden 
und Substanzen beziehen können, deren Wirkstoffgehalt und Reinheit durch staatliche Anbieter kon-
trolliert wurde (siehe Abschnitt 4.1). Ein staatliches oder staatlich lizensiertes Monopol für den Verkauf 
bietet zudem die Möglichkeit umfassender „flankierender Massnahmen“ wie die Einschränkung der Ab-
gabe für gewisse Konsumierende (z.B. Minderjährige), zeitliche und örtliche Verkaufseinschränkungen 
und weitere Kontrollmechanismen. Der Zugang zu problematisch Konsumierenden oder Abhängigen 
wird durch einen kontrollierten Verkauf vereinfacht (keine Angst vor Strafverfolgung) und erleichtert da-
mit die Präventionsarbeit (insbesondere die Früherkennung eines drohenden oder vorliegenden Sub-
stanzmissbrauchs sowie die darauf aufbauende Frühintervention). Ebenso wie Modelle, die den Anbau 
für den Eigenanbau tolerieren (sogenannte Cannabis Social Clubs, siehe Abschnitt 4.2), bieten staatli-
che Verkaufsmonopole ausserdem den Vorteil, dass sie zu rückläufigen Einnahmen auf dem Schwarz-
markt bzw. auf Seiten der organisierten Kriminalität führen. Zudem können Ressourcen, die bei der 
polizeilichen und justiziellen Verfolgung des Strassenhandels eingespart werden, an anderer Stelle ein-
gesetzt werden. Mithilfe staatlicher Verkaufsmonopole können zudem Steuereinnahmen generiert und 
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Arbeitsplätze geschaffen werden (zu möglichen ökonomischen Folgen aus internationaler Perspektive 
vgl. akzeptanz e.V. 2012, S. 88ff; für eine ökonomische Analyse der Kosten der Drogenprohibition in 
den USA bzw. Kosten-Nutzenrechnung der Legalisierung vgl. Miron / Zwiebel 1995, Dennis 1990). 
 

4.4 Zugang der Jugend zu Drogen vermindern 

Grundsätzlich lassen sich Gesetze und Massnahmen zum Zweck des Jugendschutzes mit jeder Form 
der Marktregulierung psychoaktiver Substanzen vereinbaren. Einschränkungen in Bezug auf Konsum, 
Besitz, Produktion und Vertrieb können auch für ein Produkt oder eine Substanz erlassen werden, deren 
Markt legal ist (wie dies heute bei Tabak und Alkohol bereits der Fall ist). Ist der Markt vollständig libe-
ralisiert (keine gesetzliche Regulierung von Handel, Anbau, Konsum und Besitz), kann der Jugend-
schutz nicht mehr mit repressiven Massnahmen eingefordert werden. Prävention (Verhaltenspräven-
tion), Schadensminderung, Therapie und Behandlung sind aber auch in diesem Modell mögliche Mas-
snahmen. 
 
Lässt man Modelle der Entkriminalisierung oder Legalisierung  von Konsum und/oder Produktion 
lediglich für volljährige Konsumierende zu, stellt sich das Problem, dass diese keine Lösungsansätze 
für den Konsum Minderjähriger umfassen. So ist z.B. zu erwarten, dass auch bei einer guten Etablierung 
von privaten, nichtkommerziellen Cannabis-Produktionsgemeinschaften für volljährige Konsumierende 
(Cannabis Social Clubs, siehe Abschnitt 4.2) die Nachfrage von Jugendlichen weiterhin über den 
Schwarzmarkt oder die illegale Abgabe und Weitergabe an Minderjährige bedient wird. Allerdings bietet 
sich die Möglichkeit, mit den Ressourcen, die mit diesen Modellen im Polizei- und Justizapparat einge-
spart werden, gezielt hier anzusetzen – sei es in der Prävention, Früherkennung und Frühintervention 
oder bei der Durchsetzung des Cannabis-Konsumverbots (Repression) (vgl. Guéniat 2012, S. 4). Das-
selbe gilt für die eingenommenen Autorisierungsgebühren, welche diese Clubs zu entrichten haben. 
  
Zusätzlich zur Einschränkung des Zugangs von Jugendlichen zu psychoaktiven Substanzen müssen im 
Interesse des Jugendschutzes die Ressourcen und das Wissen der Jugendlichen über den Umgang mit 
psychoaktiven Substanzen gestärkt werden. Dies kann im Rahmen von Angeboten aus dem Bereich 
Prävention, Früherkennung und Frühintervention sowie Schadensminderung geschehen. Für diese An-
gebote ist die Erreichbarkeit und Zugänglichkeit der Jugendlichen umso einfacher, je weniger sich die 
Jugendlichen vor Strafverfolgung oder Sanktionen im Allgemeinen fürchten, und daher offener mit Be-
zugspersonen, Lehrern, Vorgesetzten oder Jugendarbeiterinnen über Substanzkonsum sprechen oder 
Beratungsstellen aufsuchen (vgl. dazu LEAHN 2013). So kann eine hohe Polizeipräsenz dazu führen, 
dass Jugendliche nicht von ihrem Konsum absehen, sondern diesen lediglich an einen versteckten Ort 
oder nach Hause verlagern. Hier ist eine Früherkennung und -intervention nicht mehr möglich. 
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5 Empfehlungen 

Basierend auf ihren Zielen für die schweizerische Drogenpolitik und der Analyse der Erreichbarkeit die-
ser Ziele im Rahmen von verschiedenen Modellen des Kontinuums der Marktregulierung, leitet die NAS-
CPA im Folgenden Empfehlungen ab. Dies sind einerseits inhaltliche Empfehlungen mit konkreten und 
allgemeinen Schlussfolgerungen zu alternativen Modellen der Marktregulierung in der schweizerischen 
Drogenpolitik. Andererseits ergeben sich aus der Perspektive der NAS-CPA strategische Empfehlungen 
für die wichtigsten drogenpolitischen Akteure in der Schweiz. 
 

5.1 Inhaltliche Empfehlungen 
Aus der in diesem Papier dargelegten Ausgangslage wird deutlich, dass sich die Ziele der NAS-CPA 
für die schweizerische Drogenpolitik – die körperliche und seelische Gesundheit sowie die soziale In-
tegration der Konsumierenden zu verbessern, die Sicherheit im öffentlichen Raum zu erhöhen, die 
Sichtbarkeit von Anbau, Konsum und Handel zu vermindern und die negativen Folgen des Zugangs 
zum illegalen Markt sowie den Zugang der Jugend zu Drogen zu reduzieren – mit marktregulierenden 
Modellen aus dem Bereich Legalisierung/Reglementierung besser erreichen liessen als dies bisher 
möglich ist.  
 
Wirkstoffgehalt und Reinheit, die ebenso entscheidend sind für die Gesundheit der Konsumierenden 
wie der Substanzkonsum selbst, können aus Sicht der NAS-CPA durch eine staatliche oder staatlich 
lizenzierte Abgabe kontrolliert werden, was auf dem Schwarzmarkt unmöglich ist. Gleiches gilt für 
wichtige Massnahmen wie die Einschränkung der Abgabe für gewisse Konsumierende (z.B. Minder-
jährige), zeitliche und örtliche Verkaufseinschränkungen sowie für Präventions- und Beratungsarbeit. 
Zu einer ähnlichen Einschätzung kommt auch der Bericht „Herausforderung Sucht“ (Steuergruppe 
2010, S. 39). Auch kann die Tolerierung des Cannabisanbaus für den Eigenbedarf den Cannabishan-
del besser aus dem öffentlichen Raum verdrängen als ein Verbot, da sie eine Alternative zum Erwerb 
auf dem Schwarzmarkt bietet. Modelle aus dem Bereich Reglementierung/Legalisierung bieten aus 
der Sicht der NAS-CPA darüber hinaus wirtschaftliche Vorteile, da die Ressourcen, die bei der polizei-
lichen und justiziellen Verfolgung des Strassenhandels eingespart, an anderer Stelle eingesetzt wer-
den (vor allem für die Prävention, Früherkennung und Frühintervention oder die Durchsetzung des 
Konsumverbots bei Jugendlichen oder die Stärkung des Sicherheitsgefühls Dritter etc.) und mithilfe 
staatlicher Verkaufsmonopole Steuereinnahmen generiert und Arbeitsplätze geschaffen werden kön-
nen.  
 
Die schweizerische Drogenpolitik in Richtung Entkri minalisierung und Reglementierung/Legali-
sierung weiterentwickeln. Die NAS-CPA empfiehlt, sich auf dem Kontinuum der Marktregulierung 
tendenziell weg von einem durchgängigen Verbot von Konsum, Besitz, Handel und Anbau von einigen 
heute illegalen Betäubungsmitteln hin zu Modellen im Bereich der Entkriminalisierung und Reglemen-
tierung/Legalisierung zu bewegen.  
 
Die Zugänglichkeit von Betäubungsmitteln je nach Sc hadenspotential und Zielgruppe regulie-
ren. Die NAS-CPA empfiehlt, für jede Substanz unter Einbezug ihres gesellschaftlichen und individuel-
len Schadenspotentials und im Hinblick auf die zu erreichenden Ziele abzuwägen, welches Modell der 
Marktregulierung sich im spezifischen Fall eignet. Dies setzt insbesondere die Evaluation der Scha-
denspotentiale verschiedener Substanzen speziell für die Gegebenheiten in der Schweiz voraus. 
 
Die NAS-CPA empfiehlt aufgrund der in diesem Papier skizzierten internationalen und nationalen Aus-
gangslage konkret, den privaten Konsum und Anbau von Cannabis für den Eigenbedarf zu entkrimina-
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lisieren oder zu legalisieren, wie dies z.B. in den US-Bundesstaaten Washington und Colorado ge-
schehen ist. Die Einrichtung von Cannabis Social Clubs, in welchen der Konsum im Privaten und der 
Anbau für den Eigenbedarf zwar toleriert wird, beides jedoch nicht explizit legalisiert ist, wäre im Ein-
klang mit der in der Schweiz bestehenden Rechtslage möglich. Bei einem Regulierungsmodell für 
Cannabis nach dem Vorbild von Colorado und Washington wären gesetzliche Anpassungen notwen-
dig. Ein weiteres Modell auf dem Kontinuum der Marktregulierung ist der Verkauf von Cannabis in 
staatlichen Geschäften oder in privaten Geschäften mit staatlicher Lizenz, wie Colorado dies umge-
setzt hat, Washington plant und die Niederlande mit den „Coffee Shops“ kennen. 
 

Erfahrungen mit und Studien zu marktregulierenden Modellen für weitere Formen von Betäubungsmit-
teln fehlen derzeit noch. Die NAS-CPA sieht daher davon ab, konkrete Empfehlungen für die Regulie-
rung weiterer Betäubungsmittel zu geben. Bestehende Defizite in der international bisher dominieren-
den Verbotspolitik legen jedoch nahe, auch hier über alternative Modelle nachzudenken.  
 

5.2 Strategische Empfehlungen 
Bisherige Erfahrungen nutzen. Die NAS-CPA empfiehlt allen Akteuren, die bisherigen Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus der schweizerischen Drogenpolitik zu berücksichtigen und zu nutzen.  
 
Die Viersäulenpolitik hat sich bottom-up entwickelt. Das heisst, neue Lösungsansätze wie die Scha-
densminderung durch Spritzenabgabe und die Heroingestützte Behandlung wurden zuerst in der Pra-
xis getestet und haben sich dort durchgesetzt und bewährt, bevor sie gesetzlich verankert wurden (mit 
der Teilrevision des Betäubungsmittelgesetzes 2008). Auch künftig ist zu erwarten, dass Neuerungen 
in der Drogenpolitik von den Suchtfachleuten angestossen werden müssen. Die aktuellen politischen 
– meist ideologisch begründeten – Differenzen machen die Innovation auf politischer Ebene kurz- bis 
mittelfristig unwahrscheinlich. 
 
Die kantonale und die lokale Ebene sind in der Drogenpolitik entscheidend. Einerseits sind Kantone 
und Gemeinden mit dem Vollzug des Betäubungsmittelgesetzes betraut, andererseits zeigen sich die 
konkreten Probleme auf lokaler Ebene – Brennpunkte des illegalen Drogenmarkts sind die Schweizer 
Städte, die damit auch den grössten und akutesten Bedarf nach erfolgversprechenden und der jeweili-
gen Situation angepassten Lösungsansätzen haben. 
 
Daraus abgeleitet sollten die verschiedenen Akteure je nach ihren Handlungsmöglichkeiten der Dro-
genpolitik unterschiedliche Rollen ausüben. 
 
Lokale Ebene: Mit Pilotprojekten neue Lösungsansätz e testen. Die NAS-CPA empfiehlt auf Ebene 
der Städte, anhand von Pilotprojekten neue Lösungsansätze in der Drogenpolitik zu testen. 
 
Als direkt und am stärksten von den Problemen des Drogenmarkts betroffene politische Ebene sind 
die Städte gezwungen, adäquat zu reagieren und haben gleichzeitig die Chance, neue Lösungen zu 
entwickeln und testen. Über Pilotprojekte, die sich idealerweise an den Erfahrungen anderer Städte, 
Regionen und Länder orientieren, können Funktionsweise und Erfolge neuer Modelle der Marktregu-
lierung in einem definierten Umfeld und für eine befristete Dauer praktisch getestet werden – im Rah-
men der vorhandenen Handlungsspielräume (siehe nächster Punkt). Erweisen sie sich als erfolgreich, 
können andere Gemeinden, Regionen oder höhere politische Ebenen solche Modelle übernehmen. 
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Kantonale Ebene: Städte unterstützen und Handlungss pielraum/Kompetenzen nutzen. Die 
NAS-CPA empfiehlt für die kantonale Ebene, die Städte in ihren Modellversuchen und Projekten zu 
unterstützen und die kantonalen Kompetenzen im Vollzug des Betäubungsmittelgesetzes zu nutzen.  
 
Die Kantone sollten Projekte und Modellversuche der Städte finanziell und, etwa durch Stellungnah-
men in der Öffentlichkeit und in den Medien, ideell unterstützen. Zudem sollten sie ihren Handlungs-
spielraum und ihre Kompetenzen im Vollzug des Betäubungsmittelgesetzes nutzen, um auf die kanto-
nalen Voraussetzungen zugeschnittene Lösungen zu ermöglichen und die Innovationsfunktion zu 
übernehmen, die von der Bundesebene derzeit nicht ausgehen kann (aufgrund der Polarisierung des 
Parlaments in drogenpolitischen Fragen und der langen politischen Prozesse). 
 
Bundesebene: Bestehende Handlungsspielräume aufzeig en und nutzen. Die NAS-CPA empfiehlt 
auf Bundesebene, bestehende Handlungsspielräume der geltenden Gesetze auf nationaler Ebene zu 
evaluieren und zu nutzen.  
 
Den Akteuren auf kantonaler und lokaler Ebene (den Gemeinden und der Fachwelt) soll gezeigt wer-
den, wo Handlungsspielraum für Pilotprojekte oder dauerhafte neue Lösungsansätze besteht. Die 
Bundesverwaltung kann mit Information und Koordination die Akteure vor Ort unterstützen und so die 
Erprobung neuer Instrumente und die Erarbeitung dafür notwendiger wissenschaftlicher Grundlagen 
fördern. 
 
Fachwelt: Pilotprojekte und evidenzbasierte Politik  erleichtern. Die NAS-CPA empfiehlt auf der 
Ebene der Suchtfachleute und ihrer Fachverbände/Fachgesellschaften, durch die Aufbereitung und 
Streuung von wissenschaftlichen Studien und innovativen Modellen verstärkt Grundlagen für Pilotpro-
jekte und evidenzbasierte Politik zu liefern und dazu den Austausch mit politischen Akteuren auf allen 
Ebenen zu suchen. 
 
Modellversuche und Pilotprojekte benötigen Grundlagen, bestehend aus Erfahrungen anderer Städte, 
Regionen oder Ländern mit verschiedenen Modellen zur Regulierung von Betäubungsmitteln, um den 
Projektaufbau möglichst erfolgsversprechend gestalten zu können. Ebenso ist die Aufbereitung und 
Streuung von wissenschaftlichen Studien und Modellen weiterhin ein wichtiger Beitrag zu einer Ent-
wicklung hin zu einer Suchtpolitik, die sich am Schadenspotential (für das Individuum wie für Dritte) 
statt am (historisch bedingten) Legalstatus orientiert. Als erfolgreiches Beispiel kann hier der Bericht 
psychoaktiv.ch der Eidgenössischen Kommission für Drogenfragen (EKDF 2006) genannt werden, 
dessen Würfelmodell heute sowohl in der Praxis als auch in der Politik grosse Akzeptanz geniesst. 
Dabei kommt dem Austausch mit den politischen Akteuren eine bedeutende Rolle zu, um das Wissen 
über und die Akzeptanz neuer Modelle zu erhöhen und längerfristig gesetzliche Anpassungen möglich 
zu machen. 
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